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Libyen
Die Tuareg planen eine  
eigene Stadt in der Wüste
Bis zu seinem Sturz hielten viele Tuareg 
zum libyschen Diktator Muammar al-
Ghadhafi. Als Rache wurden sie danach 
vielerorts vertrieben. Nun wollen sie an 
der libysch-algerischen Grenze eine 
eigene Stadt errichten. – Seite 8, 9

Dürre
UNO fordert Aussetzung von 
Biosprit-Produktion aus Mais
Angesichts der schlimmen Dürre in den 
USA forderte die UNO-Welternährungs-
organisation FAO die US-Regierung auf, 
die Herstellung von Biosprit aus Mais 
auszusetzen. Die Produktion von Nah-
rungsmitteln habe Vorrang. – Seite 43

Steuerstreit
Hilft die UBS Deutschen, Geld 
in Drittstaaten zu bringen?
Eine von Nordrhein-Westfalen gekaufte 
Bankdaten-CD soll Hinweise darauf ent-
halten, dass die UBS Deutschen hilft, un-
versteuerte Gelder aus der Schweiz nach 
Singapur zu transferieren. Die UBS sagt, 
es gebe keine Kapitalflucht. – Seite 45

Heute

«Die Street-Parade 
symbolisiert  
den Sieg des 
Event- über das 
Bieder-Zürich.»
Beat Metzler findet, der weltweit 
beachtete Anlass sollte der Stadt 
Zürich etwas wert sein. – Seite 11

Winterthurer Stadtratswahl:  
Eine Entscheidung zwischen 
Tradition und Trend. – Seite 16

Kommentare & Analysen

Das Magazin

Die vorbildliche Stadt: Stockholms 
ökologisches Viertel Hammarby.

Von Simone Rau
Verdingkinder, Zwangssterilisierte, ad-
ministrativ Versorgte, Heimkinder, 
Zwangsadoptierte – sie alle haben im 19. 
und bis weit ins 20. Jahrhundert hinein 
in der Schweiz Schreckliches erlebt. 
Jetzt verlangt eine Gruppe von 30 For-
schenden unterschiedlicher Disziplinen 
die umfassende Aufarbeitung dieser für-
sorgerischen Zwangsmassnahmen und 
Fremdplatzierungen. An einem runden 
Tisch sollen Vertreter von Betroffenen, 
Bund und Kantonen, der Landeskir-
chen, von privaten Sozialinstitutionen 
und Wohlfahrtsverbänden sowie der 
Wissenschaft die gestellten Forderungen 

diskutieren sowie nachhaltige Lösungen 
erarbeiten, heisst es in der Resolution, 
die dem TA vorliegt. Zu den Unterzeich-
nenden gehören unter anderem die  
Historiker Philipp Sarasin und Thomas 
Huonker, der Soziologe Ueli Mäder, die 
Psychologin Verena Kast sowie Theolo-
gen und Erziehungswissenschaftler aus 
der ganzen Schweiz.

Laut Historikerin Loretta Seglias sind 
in den letzten Jahren zwar wichtige 
Schritte in die richtige Richtung unter-
nommen worden – etwa durch ein vom 
Nationalfonds mitfinanziertes Projekt 
über Verdingkinder. «Doch es fehlt eine 
Koordination der im Raum stehenden 

Anliegen», bemängelt Seglias. Die Auf-
arbeitung müsse zwingend auf die Opfer 
aller fürsorgerischen Zwangsmassnah-
men und Fremdplatzierungen ausge
weitet werden – also auf Heim- und 
Pflegekinder, administrativ Versorgte, 
Zwangssterilisierte und -kastrierte sowie 
Zwangsadoptierte. Und die Aufarbei-
tung müsse umfassend sein, zumal viele 
Betroffene bereits betagt seien. Die For-
schenden rufen die offizielle Schweiz 
auf, endlich aktiv zu werden. 

Im Raum steht die Forderung nach 
einer finanziellen Entschädigung für die 
Opfer der fürsorgerischen Zwangsmass-
nahmen. Das Netzwerk Verdingt etwa 

verlangt eine Wiedergutmachung von 
120 000 Franken pro Betroffenen. Der-
zeit leben in der Schweiz noch rund 
10 000 ehemalige Verdingkinder; das 
entspräche einer Zahlung von 1,2 Milliar-
den Franken. Noch wichtiger ist den ein-
zelnen Betroffenengruppen jedoch eine 
moralische Wiedergutmachung – in 
Form einer Entschuldigung durch die 
offizielle Schweiz. Bei den einst adminis-
trativ Versorgten hat sich der Bundesrat 
im September 2010 entschuldigt. Vor 
einem Jahr hat er angekündigt, für die 
einstigen Verdingkinder einen «ähnli-
chen Anlass» zu organisieren. Doch die 
Planung stockt. – Seite 3

Verdingkinder: Forscher fordern 
Aufarbeitung der Geschichte
An einem runden Tisch sollen Betroffene und Behörden über Wiedergutmachung diskutieren. 

Das Handy warnt vor einer Massenpanik

Foto: Alessandro Della Bella (Keystone)

Drängen sich Tausende Menschen auf engem Raum wie an der Street-Parade (Bild), kann es gefährlich werden.  
Eine von deutschen und Schweizer Forschern entwickelte App hilft, die Gefahr zu umgehen: Handys melden Position 
und Bewegung ihrer Besitzer. Und diese werden benachrichtigt, wenn sich ein Gedränge abzeichnet. – Seite 42

Ab sofort sind am Zürcher Kinderspital 
Beschneidungen von Knaben ohne me-
dizinische Gründe wieder möglich. Ob-
wohl nicht restlos geklärt ist, ob sich die 
Ärzte durch die Operation strafbar 
machen, hat die Oberstaatsanwaltschaft 
dem Spital den Rücken gestärkt – mit 
dem Hinweis, dass der Eingriff kulturell 
und politisch akzeptiert sei und dass 
weder Ärzte noch Eltern eine Anklage 
zu befürchten hätten. Sollte die Be-
schneidung verboten werden, müsste 
dies der Bund tun. Der Nationalrat habe 
aber genau das nicht gewollt: Als er 

2010 die Beschneidung von Frauen ver-
bot, habe er den Eingriff bei Männern 
explizit ausgenommen. Das Kinderspi-
tal passt nun sein Vorgehen bei Knaben-
Beschneidungen an: Im Vorgespräch 
werden die Eltern nach ihrem Motiv ge-
fragt. Die Ärzte wirken darauf hin, mit 
der Operation zuzuwarten, bis der Sohn 
selbst entscheiden kann. Und: Sowohl 
Vater als auch Mutter müssen dem Ein-
griff schriftlich zustimmen. Jüdische 
und muslimische Organisationen loben 
den Entscheid als «vernünftig». (ms)
Kommentar Seite 2, Berichte Seite 15, 17

Das Zürcher Kinderspital hebt 
den Beschneidungs-Stopp auf

Zum Abschluss der Olympischen Som-
merspiele hat das Schweizer Team mor-
gen Aussichten auf eine dritte Goldme-
daille nach Triathletin Nicola Spirig und 
Springreiter Steve Guerdat: Nino Schur-
ter ist der Favorit im Mountainbike
rennen. Er ist die Nummer 1 dieser Sai-
son, Weltcupsieger und Leader eines 
starken Schweizer Trios. «Wenn es mir 
optimal läuft, dann muss ich Gold ho-
len», sagt der 26-jährige Bündner. 2008 
in Peking war er Dritter, im Jahr darauf 
Weltmeister. Das Unternehmen Olym-
piagold wurde nun minutiös geplant, 
und Schurters Team entwickelte ein 

neues Velo mit einer neuen Radgrösse. 
Der zweite Schweizer, der am Schlusstag 
eine Hauptrolle spielen möchte, ist Vik-
tor Röthlin: Er will im Marathon erneut 
schnellster weisser Läufer sein. Bevor 
heute Usain Bolt mit Jamaikas Staffel 
sein sechstes Olympiagold anstrebt, lie-
fen die US-Sprinterinnen über 4�100 m 
Weltrekord: Mit 40,82 Sekunden verbes-
serten sie die Bestmarke der DDR von 
1985 um 55 Hundertstel. (TA)
Das Finale der Bälle, Seite 52
Rudisha, der scheue Krieger, Seite 54
Röthlins langer Anlauf, Seite 54
Schurters Blick Richtung Gold, Seite 56

Schurter fährt um Olympiasieg
London 2012
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Schweiz

Von Simone Rau
Nach monatelangem Hin und Her zwi-
schen Bund, Kantonen und Sozialbehör-
den war es am 10.  September 2010 so 
weit: Die damalige Justizministerin Eve-
line Widmer-Schlumpf traf sich in der 
Strafanstalt Hindelbank BE mit ehemals 
administrativ Versorgten – und entschul-
digte sich im Namen des Bundes bei ih-
nen. Bis 1981 waren Frauen und Männer 
in Schweizer Gefängnisse gesteckt wor-
den, ohne dass eine Straftat oder ein 
Gerichtsurteil vorgelegen hatte. Gründe  
waren ein «lasterhafter Lebenswandel», 
«Liederlichkeit» oder «Trunksucht». Am 
Gedenkanlass nahmen auch der Berner 
Polizeidirektor Hans-Jürg Käser sowie 
der damalige Zürcher Regierungspräsi-
dent Hans Hollenstein teil. 

Widmer-Schlumpfs Rede rührte viele 
der einstigen administrativ Versorgten zu 
Tränen. Moralische Wiedergutmachung 
für das ihnen widerfahrene Unrecht sei 
enorm wichtig, sagten sie einhellig. Der 
Anlass schürte aber Hoffnung – bei den 
anderen Opfern fürsorgerischer Zwangs-
massnahmen: den Zwangssterilisierten 
und -kastrierten, den Heim- und Verding-
kindern sowie Zwangsadoptierten (siehe 
Text unten). Würde sich die offizielle 
Schweiz auch bei ihnen entschuldigen?

Zumindest bei den Verdingkindern 
sah es ein knappes Jahr später danach 
aus. Man sei bereit, für sie «eine ähnli-
che Veranstaltung» zu organisieren, ant-
wortete der Bundesrat im August 2011 
auf eine Interpellation von SP-National-
rätin Jacqueline Fehr. Wie die adminis
trativ Versorgten hätten auch die Ver-
dingkinder gelitten – unter ihrer Fremd-
platzierung. Im November 2011 bekräf-
tigte der Bundesrat seine Absicht: Es sei 
ihm «ein grosses Anliegen, dass den Ver-
dingkindern Gehör verschafft wird», 
schrieb Justizministerin Simonetta Som-
maruga in einer Stellungnahme. Der An-
lass werde Anfang 2012 durchgeführt. 

Seither warten die Verdingkinder auf 
die Entschuldigung – und das Bundesamt 
für Justiz (BJ) klärt ab. Es könnten zurzeit 
«keine inhaltlichen, örtlichen oder zeit-
lichen Hinweise» zum Gedenkanlass ge-
macht werden, sagt BJ-Sprecherin Ingrid 
Ryser. Gespräche mit «diversen Organi-
sationen und Vertretern von Verdingkin-
dern, aber auch der Landeskirchen und 
des Schweizerischen Bauernverbandes» 
seien im Gang. Das brauche Zeit. 

Gedenkanlass auf der Kippe
Laut dem Präsidenten des Vereins Netz-
werk Verdingt, Walter Zwahlen, stand 
der Anlass zeitweilig auf der Kippe. Das 
Eidgenössische Justiz- und Polizeidepar-
tement (EJPD), dem das Bundesamt für 
Justiz angehört, habe nach einer ersten 
gemeinsamen Sitzung im Februar 2012 
versucht, die verschiedenen Interessen-
gruppen gegeneinander auszuspielen. So 
hatte eine EJPD-Sprecherin gegenüber 
dem «SonntagsBlick» erklärt, es gebe 
«keinen Termin» für einen Gedenkanlass. 
Die Verdingkinder würden «unterschied-
liche Bedürfnisse» darüber äussern, «was 
sie wollen». Den Verdingkinder-Gruppen 
die Verantwortung zuzuschieben, sei 
eine Zumutung, sagt Zwahlen. Man sei 
sich «überhaupt nicht uneinig». Die offi-
zielle Schweiz müsse zwingend anerken-
nen, dass den Verdingkindern Unrecht 
angetan worden sei. Die Kantone Bern, 
Luzern, Thurgau, Waadt und Freiburg 
haben entsprechende Entschuldigungen 
bereits ausgesprochen. 

Am kommenden Dienstag nun trifft 
sich Zwahlen ein zweites Mal mit Vertre-
tern von Bund und Kantonen. Am Tref-
fen mit dabei sind die Heimverbände  
Integras und Curaviva, die beiden Lan-
deskirchen sowie Wissenschaftler – unter 
ihnen die Historikerin Loretta Seglias, 
die sich seit Jahren mit der Fremdplatzie-
rungspraxis in der Schweiz beschäftigt. 
Sie führte im Rahmen eines vom Natio-
nalfonds mitfinanzierten Projekts 
280 Interviews mit früheren Verdingkin-
dern, daraus entstand das viel beachtete 
Buch «Versorgt und vergessen. Ehema-
lige Verdingkinder erzählen». Laut Seg-
lias ist die in Aussicht gestellte Entschul-

digung des Bundes ein «sichtbares Zei-
chen dafür, dass der Wille für eine aktive 
Auseinandersetzung mit den Vorkomm-
nissen der Vergangenheit besteht». Nun 
müsse der Anlass bald zustande kom-
men. Viele der einstigen Verdingkinder 
würden sehnlichst darauf warten.

Laut der Historikerin ist es mit der 
Entschuldigung aber nicht getan. Was es 
brauche, sei eine umfassende Aufarbei-
tung der Vergangenheit, zumal viele Be-
troffene bereits im betagten Alter stün-
den. Während die Aufarbeitung in vielen 
europäischen Ländern im Gang oder ab-
geschlossen sei, stehe sie in der Schweiz 
noch aus. Zudem müsse sie auf sämtliche 
fürsorgerische Zwangsmassnahmen aus-
gedehnt werden – also neben Verdingkin-
dern auch Heim- und Pflegekinder, admi-
nistrativ Versorgte, Zwangssterilisierte 
und -kastrierte sowie Zwangsadoptierte 
betreffen. Zwar hätten sich die einzelnen 
Betroffenengruppen in den letzten Jah-
ren zum Teil organisiert und unterschied-
lichste Forderungen zuhanden von Poli-
tik und Gesellschaft gestellt. Es werde in-
tensiv geforscht – etwa im Rahmen einer 
zweiten Nationalfondsstudie, die derzeit 
laufe. Und auch die kürzlich gegründete 
parlamentarische Arbeitsgruppe «Für-
sorgerische Zwangsmassnahmen» sei ein 
Schritt in die richtige Richtung. «Doch es 

fehlt eine Koordination der im Raum ste-
henden Anliegen», bemängelt Seglias. 
Die problematischen Praktiken seien 
«Ausdruck einer vielfach menschen-
rechtswidrigen und diskriminierenden 
Armuts- und Bevölkerungspolitik». Eine  
breite Aufarbeitung, die alle Opfergrup-
pen miteinbeziehe, spare Geld und Ener-
gie, sagt Seglias: «Es macht keinen Sinn, 
dass jede Gruppe für sich alleine 
kämpft.» 

Finanzielle Entschädigung
Zusammen mit 29  Forschenden unter-
schiedlicher Disziplinen hat Seglias des-
halb eine Stellungnahme zum weiteren 
möglichen Vorgehen der offiziellen 
Schweiz verfasst. Ziel dieser Resolution 
ist ein runder Tisch, an dem Vertreter 
von Betroffenen, Bund und Kantonen, 
der Landeskirchen, von privaten Sozial-
institutionen und Wohlfahrtsverbänden 
sowie der Wissenschaft die Forderungen 
diskutieren – und konkrete Vorschläge 
ausarbeiten. Zu den Unterzeichnenden 
gehören unter anderem die Historiker 
Philipp Sarasin, Markus Furrer und Bri-
gitte Studer, die Psychologen Verena Kast 
und Andreas Maercker sowie mehrere 
Soziologen, Theologen und Erziehungs-
wissenschaftler aus der ganzen Schweiz. 
Im Raum stehen folgende Forderungen:

Entschuldigung durch Behörden¬¬
vertreter sowie kirchliche und private 
Institutionen

umfassende wissenschaftliche Auf-¬¬
arbeitung, einschliesslich entsprechen-
der Lehrmittel

eine Anlaufstelle für Betroffene¬¬
ein Kompetenzzentrum als Informa-¬¬

tions- und Dokumentationsplattform
uneingeschränkte Akteneinsicht so-¬¬

wie Aufbewahrungspflicht entsprechen-
der amtlicher Akten

ein Härtefallfonds für Betroffene¬¬
Zahlung finanzieller Entschädigungen¬¬
                      

Auf den grössten Widerstand dürften bei 
den Behörden die geforderten finanziel-
len Entschädigungen stossen. Das Netz-
werk Verdingt zum Beispiel verlangt eine 
Wiedergutmachung von 120 000 Fran-
ken pro Betroffenen. Bei heute noch 
rund 10 000 lebenden einstigen Verding-
kindern entspräche das 1,2  Milliarden 
Franken. Eine beachtliche Summe. Nur: 
Laut dem «SonntagsBlick», der die 
Summe des verursachten Schadens im 
Verdingkinderwesen zusammen mit dem 
Chefökonomen einer Grossbank aus-
rechnete, hat die schweizerische Land-
wirtschaft über die Jahre Gratisarbeit in 
der Höhe von 20 bis 65 Milliarden Fran-
ken erhalten – von Kindern. 

Seine Mutter war ledig. 
Charles Probst kam einjährig 
zu einer Bauernfamilie. Eine    
Entschuldigung des Bundes 
ändere nichts, sagt er, aber 
sie sei wichtig.

Mit Charles Probst sprach Simone Rau

Der Bundesrat hat im letzten August 
eine offizielle Entschuldigung bei 
den einstigen Verdingkindern  
angekündigt. Was würde Ihnen das 
bedeuten?
Eine Entschuldigung bringt mir nichts. 
Ich habe meine Vergangenheit überwun-
den durch innere Kraft. Für viele einstige 
Verdingkinder wäre eine solche morali-
sche Wiedergutmachung aber wichtig. 
Sie leiden bis heute. Einige sind in psych-
iatrischer Behandlung, andere trinken 
oder haben Suizidversuche hinter sich. 

Wie haben Sie mit Ihrer Geschichte 
zu leben gelernt?
Ich hatte ein Hundeleben. Sie können es 
wirklich so schreiben: ein Hundeleben. 
Es begann mit der Geburt als uneheliches 
Kind. Meine Mutter war Magd auf einem 
Bauernhof und wurde mit 19 vom Bauern 
schwanger. Das durfte natürlich keiner 
wissen. Als ich da war, nahm mich die 
Vormundschaftsbehörde meiner Mutter 
weg. Sie könne sowieso nicht für mich 
sorgen, sei arm und unverheiratet. 
20  Jahre später wurde ich auf meine 
schriftliche Bitte hin endlich aus der Vor-
mundschaft entlassen und sagte mir je-
den Tag: «Ich war ein Verdingkind. Was 
andere können, kann ich besser.» Ich 
arbeitete in Garagen, wurde Fahrlehrer, 
baute ein eigenes Transportunterneh-
men mit mehreren Angestellten auf. Das 
gab mir Kraft und machte mich stolz.

Vom Säuglingsheim kamen Sie mit 
einem Jahr zu einer Bauernfamilie, 
mit zehn zu einer zweiten, von der 
Sie ausrissen. Es folgten eine 
Arbeitsanstalt und eine dritte 
Bauernfamilie – als Knecht. Was war 
das Schlimmste?
Alles. Die harte Arbeit. Die Schläge. Der 
sexuelle Missbrauch. Und vor allem die 
Verlogenheit der Vormünder. Es ist ein-
fach nicht richtig, was sie gemacht ha-
ben. Wie sie in mein Leben eingriffen. 
Noch heute kommt das nachts in mir 
hoch. Ändern kann ich es nicht. 

Viele Verdingkinder wünschen sich 
eine finanzielle Entschädigung für 
das widerfahrene Unrecht. Sie auch?
Wenn es Geld gäbe, würde ich es neh-
men. Doch ich renne ihm nicht nach. Ich 
brauche es nicht. Es wird aber sowieso 
keinen Fünfer geben, obwohl wir es ver-
dient hätten nach all der Arbeit.

Was ist Ihre schönste Erinnerung?
Dass mir mein erster Pflegevater seinen 
Bauernhof schenken wollte. Er hatte vier 
Töchter, aber keinen Sohn. Doch eine 
Krankheit brachte mich mit zehn für ei-
nige Wochen ins Spital. Nach der Gene-
sung durfte ich nicht zur selben Pflege
familie zurück. Mein Vormund hatte be-
reits einen andern Knaben dort platziert. 
Der Bauer wehrte sich vergebens – und 
ich auch. Das reut mich bis heute. 

Ein ehemaliges Verdingkind

«Ich hatte  
ein Hundeleben»

Charles Probst
Der 82-jährige  
Berner war von der 
Geburt bis zur 
Volljährigkeit  
ein Verding-  
und Pflegekind. 
 
 

Hunderttausende Kinder wurden bis 1978 fremdplatziert und in der Landwirtschaft eingesetzt. Foto: Hans Staub (Fotostiftung Schweiz)

Fürsorgerische Zwangsmassnahmen

Verdingt, versorgt, vergessen
Der Bundesrat tut sich schwer mit der versprochenen Entschuldigung bei den Verdingkindern.  
Ihre Geschichte ist nicht aufgearbeitet. Am Dienstag nun tauschen sich Betroffene und Behördenvertreter aus.

Administrativ Versorgte
Bis 1981 bestand in der Schweiz die Mög-
lichkeit, Jugendliche und Erwachsene 
sogenannt administrativ zu versorgen, 
das heisst, sie ohne Gerichtsurteil und 
ohne Rekursmöglichkeit auf unbe-
stimmte Zeit einzusperren. Das Verdikt 
«liederlich» oder «arbeitsscheu» ge-
nügte. Erst auf Druck der UNO und im 
Zusammenhang mit der Ratifizierung 
der Menschenrechtskonvention wurde 
diese Praxis abgeschafft.

Verding- und Pflegekinder
Bis weit ins 20. Jahrhundert hinein wur-
den in der Schweiz Hunderttausende 
schulpflichtiger Kinder fremdplatziert. 
Sie stammten meist aus armen oder zer-
rütteten Familien, waren unehelich ge-
boren oder elternlos. Oft wurden sie als 
billige landwirtschaftliche Arbeitskräfte 
eingesetzt (Verdingkinder). Erst mit der 
Einführung der eidgenössischen Pflege-
kinderverordnung im Jahr 1978 wurde in 
der gesamten Schweiz ein Bewilligungs- 

und Aufsichtsobligatorium für Pflege-
plätze eingeführt. 

Heimkinder
Die zweite Möglichkeit einer Fremdplat-
zierung bestand in der Heimunterbrin-
gung. Im 19. Jahrhundert lag der Fokus 
auf dem armen, später auf dem soge-
nannt verwahrlosten Kind. Zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts wurden zusätzlich 
Institutionen für «arbeitsscheue», «lie-
derliche» oder straffällig gewordene Ju-
gendliche eingerichtet. Nach der soge-
nannten Heimkampagne Anfang der 
70er-Jahre kam es im Heimwesen zu tief 
greifenden Reformen.

Zwangssterilisierte und -kastrierte
Bis in die 80er-Jahre wurden Frauen 
und Männer gegen ihren Willen oder 
unter erzwungener Einwilligung sterili-
siert oder gar kastriert; eine uneheliche 
Schwangerschaft oder der Verdacht auf 
Geistesschwäche konnte bereits dazu 
führen. Der eugenischen Argumenta-

tion folgend, die einen «starken und ge-
sunden Volkskörper» zum Ziel hatte, 
wurde versucht, sogenannt minderwer-
tiges Erbgut auszumerzen. Noch in den 
70er-Jahren wurden in der Schweiz auch 
eugenisch begründete Zwangssterilisa-
tionen durchgeführt.

Zwangsadoptierte
Kinder von Müttern (meist ledigen), denen 
die Behörden die Erziehung nicht überlas-
sen wollten, wurden in manchen Fällen 
zwangsweise weggenommen und zur Ad-
option freigegeben. Den Eltern wird zum 
Teil bis heute eine Kontaktaufnahme zu 
ihren Kindern verweigert. 

Bei allen Opfergruppen sind quantitative 
Angaben nicht oder wegen der Dunkelzif-
fern nur mit grossen Unsicherheiten mög-
lich. Experten gehen davon aus, dass in 
der Schweiz allein im 20.  Jahrhundert 
Hunderttausende von fürsorgerischen 
Zwangsmassnahmen und Fremdplatzie-
rungen betroffen waren. (sir)

Opfer behördlicher Zwangsmassnahmen

Was ist ein Verdingkind? Was ein administrativ Versorgter?
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Analyse

Wer hätte gedacht, dass Steuerfahnder 
eines Tages einmal ein cooler Job ist? 
Und dass ausgerechnet Norbert Walter-
Borjans die coolste Rolle in der deut-
schen Politik hat? Und das dadurch, 
dass er – mitten im MP3-Zeitalter – eine 
CD nach der anderen kauft?

Dabei ist Walter-Borjans (59) das 
Gegenteil von Popstar. Der Finanz
minister von Nordrhein-Westfalen ist 
Profi-Bürokrat. Ein Leben lang diente 
der doktorierte Volkswirtschaftler in 
Verwaltungen – mit den Ausnahmen, 
dass er nach gelegentlichen Abwahlen 
der SPD vier Jahre als Berater 
überwintern musste.

Doch nun hat er dank seinen 
CD-Käufen gleich drei Machtträger 
hilflos am Wickel: den Finanzminister 
Wolfgang Schäuble, die Schweizer 
Banken und den Schweizer Bundesrat.

Sie alle zittern um das Steuer
abkommen, das deutsche Schwarz
gelder in der Schweiz legalisieren und 

Norbert Walter-Borjans Für den Minister aus Nordrhein-Westfalen sind die Schweizer Banken ein Geschenk. Von Constantin Seibt

Der Mann, der CDs kauft
moderat besteuern würde – zu 
moderat, wie Walter-Borjans findet.

Die Munition dagegen liefern 
Schweizer Banker, die Walter-Borjans’ 
Behörde Kundendateien liefern. Und 
Schulungsmaterial über die Tricks, wie 
Schwarzgeld versteckt wird.

Diese Daten-CDs waren für 
Walter-Borjans ein Geschenk des 
Himmels. Denn sein Start als Minister 
war schlimm. Gleich sein erstes Budget 
erklärte das Verfassungsgericht für 
illegal. Als erstes in der deutschen 
Geschichte überhaupt.

Und dann schaffte es der Verwal-
tungsprofi, sich ausgerechnet mit 
guten Nachrichten zu blamieren. 
Zweimal fand man rund eine Milliarde 
Euro mehr in der Kasse als budgetiert. 
Eine klasse Nachricht für das von einer 
fast pleitegegangenen Landesbank 
gebeutelte Nordrhein-Westfalen. Der 
einzige Leidtragende war der Minister: 
Er konnte nie erklären, warum.

Denn Walter-Borjans, obwohl 
freundlich und einige Jahre Presse-
sprecher, überzeugte nie als Rhetori-
ker. Er ist kein Mann der grossen 
Worte, eher der vielen Nebensätze.

Paradoxerweise verhalf ihm diese 
Schwäche zu Glaubwürdigkeit. Jetzt, 
wo der Steuerstreit hochkocht. Und 
zuvor im Wahlkampf. Dieser drehte 
sich nur um Walter-Borjans Ressort: 
CDU und FDP warfen ihm zu wenig 
Härte beim Sparen vor und dazu die 
Sabotage des Steuerabkommens. Die 
Wähler werteten dasselbe als soziale 
Politik und moderne Robin-Hood-
Taktik. Die SPD siegte im Triumph. 
Nicht zuletzt leistete die Schweizer 
Justiz Wahlhilfe, indem sie drei 
Steuerfahnder anklagte.

Nun hat das Schicksal Walter-
Borjans weiter beschenkt: allein in den 
vergangenen Wochen mit gleich drei 
CD-Käufen. Darunter – wie man hört – 
ein dicker Brocken mit UBS-Daten. Auf 

der auch die Tricks stehen sollen, wie 
deutsches Schwarzgeld vor dem 
Steuerabkommen nach Singapur 
verschoben werden soll. 

Damit scheint Walter-Borjans Propa-
ganda der Tat voll aufzugehen. Nicht 
nur ist er nun ein Star, sondern auch 
wirtschaftsnahe Zeitungen wie die FTD 
oder die «Welt» schwenken auf seine 
Linie ein: Das Abkommen habe 
«scheunentorgrosse Löcher» und sei 
für die Deutschen schlecht verhandelt.

Wer hätte das gedacht? Walter-
Borjans jedenfalls verteilt neuerdings 
schwarze Sparschweine mit dem 
Aufdruck «Wir geben Ihrem Schwarz-
geld ein Zuhause. Ihre Steuerfahn-
dung». Und seinen Fahndern 
Kugelschreiber mit dem Slogan: «Wir 
machen auch Hausbesuche.»

Es ist ein Zeichen der Zeit: Ein 
Verwaltungsprofi ist momentan der 
meistgefragte, coolste Minister 
Deutschlands.

Die Schweiz wird wieder einmal von 
der Geschichte eingeholt. Heim- und 
Verdingkinder sowie Zwangssterili-
sierte drängen, sekundiert von der 
Wissenschaft, auf eine Entschuldigung 
für das ihnen widerfahrene Unrecht 
(TA vom Samstag). 

Mit Gesten des Bedauerns tut sich 
die offizielle Schweiz traditionell 
schwer. Die Opfer des Hilfswerks für 
die Kinder der Landstrasse mussten 
sich nach dessen Einstellung 1973 
weitere 13 Jahre gedulden, ehe sich der 
damalige Bundespräsident Alphons 
Egli zu einem Schuldeingeständnis 

durchzuringen vermochte. Und bevor 
sich Kaspar Villiger 1995 als Bundes-
präsident für die Flüchtlingspolitik der 
Schweiz im Zweiten Weltkrieg 
entschuldigte, prüften die Departe-
mentsjuristen penibel allfällige 
juristische Konsequenzen. Auf Villigers 
Worte folgte die Einsetzung der 
Bergier-Kommission.

Die Entschuldigung Eglis vor dem 
Parlament bildete den Auftakt für die 
offizielle Aufarbeitung der Geschichte 
des Hilfswerks. Ein exklusiver Kreis 
von Forschern erhielt Zugang zu  
den Akten, das Parlament billigte 
Entschädigungen von 2000 bis 
20 000 Franken.

Davon sind die Verdingkinder und 
Zwangssterilisierte weit entfernt. Dabei 
ist unbestritten: Was die helvetischen 
Behörden bis weit ins 20. Jahrhundert 
unter dem Titel Fürsorgepolitik 
praktiziert haben, gehört zu den 
dunkelsten Kapiteln der jüngeren 
Schweizer Geschichte.

Der Bundesrat und teilweise das 
Parlament haben die offizielle Aufarbei-
tung der Fürsorgepolitik lange 
blockiert. Ob Verdingkinder, Zwangs-
sterilisierte oder anfänglich bei den 
Kindern der Landstrasse: Die 
Argumentationsmuster glichen sich 
jeweils. Das Fürsorgewesen sei 
historisch Sache der Kantone gewesen, 
hiess es bei früheren Anläufen. Und die 
Kantone hätten sich ans Gesetz 
gehalten. Was aber einst rechtmässig 
gewesen sei, könne heute nicht 

Unrecht sein. In der Debatte um ein 
Entschädigungsgesetz für Zwangs
sterilisierte brachte der damalige 
Justizminister Christoph Blocher diese 
Haltung auf den Punkt: «Der Bund 
wäscht seine Hände in Unschuld, das 
war eine kantonale Angelegenheit.»  
Die heute Verantwortlichen dürften 
sich nicht zum Richter über die 
Vergangenheit aufschwingen.

Die Einwände haben durchaus ihre 
Berechtigung. Das Fürsorgewesen ist 
historisch tatsächlich eine Domäne der 
Kantone. Bei den Kindern der 
Landstrasse rückte der Bund nur 
deshalb von seiner Linie ab und 
arbeitete die Geschehnisse auf, weil er 
das Hilfswerk über Jahrzehnte 
finanziell und ideell unterstützt hatte. 
Richtig ist auch, dass vieles, was heute 
als stossend und ungerecht erscheint, 
einst im Einklang mit der Rechtsord-
nung stand. Der Kanton Waadt etwa 
stellte die Zwangssterilisation 1928 auf 
eine gesetzliche Grundlage. Am 
Vorgehen des Hilfswerks für die Kinder 
der Landstrasse störten sich das 
Bundesgericht und die kantonalen 
Aufsichtsinstanzen lange nicht.

Die Pro Juventute konnte so unter 
gütiger Mithilfe der Vormundschafts
behörden mehrere Hundert Kinder von 
Fahrenden ihren Eltern entreissen – 
alles nach dem Buchstaben des 
Gesetzes. Und 1947 bezeichnete das 
Bundesgericht ein Heiratsverbot für 
einen Geisteskranken unter «rassen
hygienischen Gesichtspunkten» als 
gerechtfertigt. Ein generelles Diskrimi-
nierungsverbot, wie es heute 
Minderheiten schützt, fehlte.

Doch Zeitgeist und Gesetze 
rechtfertigten nicht alles. Die Opfer  
der Fürsorgepolitik suchen keine 
Gerichtsverhandlung, an welcher 
kleinlich über Paragrafen, Kompeten-
zen und vermeintlich letzte historische 
Wahrheiten gestritten wird. Der 
Grossteil von ihnen fordert primär eine 
Geste, ein Wort des Bedauerns, mit 
dem die Behörden grosszügig über 
rechtliche Einwände und historische 
Schattierungen hinwegsehen. Dass das 
Justizdepartement vor einer derartigen 
Geste sorgfältig Abklärungen trifft, 
kann ihm nicht zum Vorwurf gemacht 
werden: Die Entschuldigung darf nicht 
zur Worthülse werden. Allzu lange 
sollte sich das Departement aber nicht 
Zeit lassen. Ansonsten erleben viele 
der Betroffenen die Entschuldigung 
nicht mehr.

Vergangenheit  Die Opfer der Fürsorgepolitik 
verlangen Gerechtigkeit. Eine Entschuldigung des 
Bundes wäre ein erster Schritt. Von Stefan Schürer

Wenn aus Recht 
Unrecht wird

Noch nie war es in den Anbaugebieten der USA so heiss: Verdorrter Mais auf einem Feld in Illinois. Foto: Robert Ray (AP, Keystone)

Die amerikanischen Maisanbaugebiete 
erleben einen Sommer der Extreme: 
Über 20 000 Hitzerekorde sind bereits 
gebrochen worden, noch nie seit der 
Einführung der systematischen Mes-
sung vor 117 Jahren sind derart hohe 
Temperaturen registriert worden.

Im Mittleren Westen der USA wird 
weltweit am meisten Mais und auch 
sehr viel Soja produziert. Diese beiden 
Pflanzen sind die tragenden Säulen der 
Nahrungsmittelproduktion. Wird 
weniger Mais und Soja geerntet, 
steigen die Nahrungsmittelpreise. Für 
die ärmsten zwei Milliarden Menschen 
ist dies eine Katastrophe.

Mais ist nicht nur ein Grundnah-
rungsmittel für die Ärmsten. Auch die 
Reichsten essen immer mehr davon. 
Michael Pollan, der wohl einfluss-
reichste Ernährungsjournalist in den 
USA, weist in seinem Bestseller «Das 
Omnivoren-Dilemma» nach, dass von 
rund 40 000 Lebensmittelprodukten, 
die in einem amerikanischen Super-
markt angeboten werden, etwa ein 
Viertel Mais enthält. Dazu gehören 
etwa Frühstücksflocken, Süssgetränke 
aber vor allem auch Fleisch. In der 
modernen westlichen Ernährung ist 
der Maisanteil inzwischen höher als im 
mexikanischen Essen, wo die Tortilla 

bekanntlich ein Brotersatz ist. Wenn 
sich die Mexikaner scherzhaft als 
«Mais, der laufen kann» bezeichnen, 
dann müsste der durchschnittliche 
Westler sich folgerichtig als «Mais-Chip 
mit Beinen» definieren.

Mais ist in unserer Nahrung so 
allgegenwärtig geworden, weil er die 
billigste Art ist, Kalorien zu produzie-
ren. Dank Düngemitteln, die aus Erdöl 
gewonnen werden, versorgt die 
industrielle Landwirtschaft uns mit 
den günstigsten Lebensmitteln aller 
Zeiten. In den USA verbraucht sie 
jedoch auch rund zwei Drittel des 
gesamten Erdöls.

Gras statt Mais, Sonne statt Öl
Trotzdem ist der Anteil der Nahrung an 
den Lebenshaltungskosten einer durch-
schnittlichen Mittelstandsfamilie 
mittlerweile auf rund zehn Prozent 
gesunken. Statt zu einem Segen wird 
dies zu einem Fluch: Gerade weil 
Kalorien so billig geworden sind, 
drängt uns die Lebensmittelindustrie 
dazu, immer mehr davon zu verzehren. 
Inzwischen stehen den Menschen in 
den reichen Ländern fast doppelt so 
viele Kalorien zur Verfügung, wie sie 
eigentlich benötigen würden. Kein 
Wunder, landet fast die Hälfte aller 

Lebensmittel im Müll. Zudem macht 
uns dieses Essen dick und krank.

Es gibt eine Alternative: Gras und 
Sonne. Kühe beispielsweise ernähren 
sich natürlicherweise von Gras. 
Werden sie mit Kraftfutter vollge-
pumpt, produzieren sie nicht mehr 
Milch, sie werden höchstens früher 
schlachtreif. So gemästete Rinder sind 
ökologisch und ökonomisch gesehen 
ein Unsinn. «Längst übersteigt die 
Fleischerzeugung in der EU den 
Bedarf», stellt Richard Rickelmann in 
seinem Buch «Tödliche Ernte» fest. 
«In  den grössten Anbauländern von 
Futtermitteln für die Tröge in Europa 
richtet der Nachfrageanstieg soziale 
und ökologische Verheerungen an.»

Die «Mais und Öl»-Landwirtschaft 
reduziert die Bauern zu Fliessband-
arbeitern, die nach vom Agrobusiness 
vorgeschriebenen Regeln wirtschaften 
müssen. «Die Gras-Landwirtschaft 
hingegen basiert fast vollständig auf 
dem breiten Wissen der lokalen 
Gegebenheiten», stellt Pollan fest.

Mit ökologischem Anbau werden 
nicht weniger Kalorien erzeugt. Das 
beweisen unzählige Studien. Dafür  
ist die biologisch produzierte Nah- 
rung gesünder und hochwertiger.  
Wir sollten uns das leisten.

Nahrung Die Dürre in den USA zeigt, wie abhängig wir vom Mais sind. Sie lässt 
die Preise steigen. Doch es gibt Alternativen zum Mais. Von Philipp Löpfe

Was uns krank macht

1947 galt ein 
Heiratsverbot «unter 
rassenhygienischen 
Gesichtspunkten»  
als legitim.
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